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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Marieluise Beck
(Bremen), Alexander Bonde, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 16/13998 –

Situation im Lager „Camp Ashraf“ und Politik der Bundesregierung

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Mitte 2009 hat die US-Armee im Rahmen ihres Rückzugsplanes die Verant-
wortung für die irakischen Städte an die irakische Armee übergeben. Im Zuge
dessen wurden auch Einheiten abgezogen, die zum Schutz des Lagers „Camp
Ashraf“ eingesetzt waren. In dem 60 km nördlich von Bagdad befindlichen
Lager lebten 2005 nach Angaben der US-Armee 3 534 Angehörige der Volks-
mudschahedin (Mujahedin-eKhalq, MEK). Bei den MEK handelt es sich um
eine Kaderorganisation, die in der Vergangenheit auch mit terroristischen Mit-
teln gegen die Islamische Republik Iran gekämpft hat. Berichten zufolge ha-
ben die USA die Kämpfer 2003 entwaffnet.

Die Gruppierung wird von den Vereinigten Staaten als terroristische Organi-
sation eingestuft. 2009 wurde die Organisation von der Terrorliste der EU ent-
fernt, da einige Gerichte Verfahrenstransparenz bemängelten. Beobachter
bezweifeln, dass sich die Gruppierung, die zahlreiche Tarnorganisationen ge-
bildet hat, vom Terrorismus distanziert hat und bemängeln die inneren unde-
mokratischen Strukturen. Die Gruppierung wird in Deutschland vom Verfas-
sungsschutz beobachtet.

Am 28. Juli 2009 kam es nach Presseberichten zu Übergriffen irakischer Si-
cherheitskräfte auf das Lager „Camp Ashraf“ in Irak. Die irakische Regierung
hat selbst eingeräumt, dass es dabei zu sieben Todesfällen kam. Die genauen
Umstände sind ungeklärt. Das Lager diente als Ausbildungscamp und Propa-
gandastätte der MEK, die unter Saddam Hussein eingerichtet und finanziell
und logistisch massiv unterstützt wurde. Aufgrund der engen Kooperation mit
Saddam Husseins Sicherheitsapparat existiert in Irak ein großes Vergeltungs-
potential gegenüber MEK-Angehörigen seitens der bis 2003 gewaltsam unter-
drückten Kurden und Schiiten. Dadurch sind jetzt möglicherweise die Bewoh-
ner von Camp Ashraf, darunter ehemalige Terroristen und Politaktivisten der
MEK, aber auch deren Angehörige, darunter Kinder und Alte, gefährdet.

Die internen Strukturen des Lagers gelten als problematisch, von Seiten der
MEK wurde Druck auf Mitglieder ausgeübt, Aussteiger wurden gegen ihren
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Willen festgehalten (Human Rights Watch: No Exit. Human Rights Abuses
Inside the Mojahedin Khalq Camps, http://www.hrw.org/legacy/backgrounder/
mena/iran0505/).

Während unter US-Präsident George W. Bush die Existenz des Lagers und die
Aktivitäten der MEK auch als Drohpotential gegenüber dem Iran gebilligt
bzw. unterstützt wurde, obwohl die USA selbst die MEK seit 1997 als Terror-
organisation einstufen, ist die Zukunft des Lagers und der Bewohner unter
US-Präsident Barack Obama, der den Abzug aller US-Truppen bis Ende 2011
angekündigt hat, ungewisser denn je.

Die irakische Regierung ist nicht gewillt, die Fortexistenz des Lagers in der
bisherigen Form hinzunehmen. Einige hundert MEK-Mitglieder konnten nach
Meldungen des Internationalen Komitees des Roten Kreuzes (IKRK) mit hu-
manitärer Unterstützung durch das IKRK nach Iran zurückkehren. Iran fordert
eine Auslieferung von MEK-Kämpfern, vielen MEK-Mitgliedern könnten
drastische Strafen drohen. Aufgrund der terroristischen Vergangenheit zahl-
reicher Mitglieder ist es besonders schwer, andere Aufnahmeländer zu finden.
Eine Lösung, die dem Wunsch nach Auflösung des Lagers entgegenkommt,
ohne die Bewohner zu gefährden steht noch aus.

1. Wie schätzt die Bundesregierung die Aktivitäten der MEK in Deutschland
und Europa ein?

Die MEK wird in der Bundesrepublik Deutschland durch den „Nationalen
Widerstandsrat Iran“ (NWRI) vertreten. Dieser hat in der Bundesrepublik
Deutschland ca. 900 Anhänger. Im Gegensatz zur terroristischen Vergangenheit
der MEK sind die aktuellen Aktionen des NWRI durch Gewaltfreiheit gekenn-
zeichnet. Die Organisation möchte als demokratische iranische Oppositions-
bewegung wahrgenommen werden und betreibt intensive Lobbyarbeit und
Spendensammeltätigkeiten in Deutschland und Europa. Dabei betreibt sie wei-
terhin eine intensive Propagandatätigkeit gegen die iranische Regierung und
versucht, die öffentliche Meinung sowie gesellschaftliche und politische Ent-
scheidungsträger in ihrem Sinne zu beeinflussen. Zu dieser Strategie gehören
auch Versuche, Kontakte zu Regierungsvertretern und Parlamentariern aufzu-
nehmen, um diese über die angeblich demokratischen Ziele der Organisation zu
informieren und zu einer politischen Unterstützung zu bewegen.

Auf die Antwort zu Frage 10 wird verwiesen.

2. Gibt es eine EU-interne Diskussion über eine erneute Aufnahme der MEK
auf die Terrorliste der EU, und wie steht die Bundesregierung zu dieser
Frage?

Es gibt derzeit keine EU-interne Diskussion über eine erneute Listung der
MEK. Die Bundesregierung sieht derzeit auch keinen Anlass für eine solche
Diskussion.

3. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über irakische Übergriffe im
Lager „Camp Ashraf“ gegen Personen und Einrichtungen der MEK und
Auseinandersetzungen zwischen der irakischen Armee und Kampfein-
heiten der MEK?

Der Bundesregierung liegen keine eigenen Erkenntnisse über irakische Über-
griffe in „Camp Ashraf“ gegen Personen oder Einrichtungen der MEK und
Auseinandersetzungen zwischen der irakischen Armee und Kampfeinheiten der
MEK vor.
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Übereinstimmenden Angaben der irakischen Regierung, der MEK und den VN
zufolge haben sich irakische Sicherheitskräfte am 28. Juli 2009 gewaltsam Zu-
gang zum Lager Ashraf verschafft.

Weitere Aussagen der MEK und der irakischen Regierung über den Hergang
der Ereignisse bleiben widersprüchlich. Irakische Sicherheitskräfte agierten mit
dem Ziel, innerhalb des Geländes eine Polizeistation einzurichten und die iraki-
schen Souveränitätsrechte über das Gelände durchzusetzen. Die irakische
Kommission zur Beaufsichtigung des Lagers Ashraf ließ am 29. Juli 2009 ver-
lauten: „Einige Gruppen dieser Organisation (gemeint: MEK) hatten Angehö-
rige der irakischen Armee während der Ausübung und Erfüllung ihrer Aufga-
ben angegriffen. Die irakischen Einheiten haben jedoch diese Angriffe gemäß
den Befehlen, die ihnen ihre höchsten Instanzen erteilt hatten, um die Angehö-
rigen dieser Organisation human zu behandeln, mit hoher Selbstbeherrschung
erwidert.“

Am 10. August 2009 konnte eine VN-Delegation aus Mitarbeitern der „United
Nations Assistance Mission for Iraq“ (UNAMI) und des „United Nations Of-
fice for the Coordination of Humanitarian Affairs“ (OCHA) das Lager besu-
chen. Nach deren Angaben gab es zehn Todesopfer. Die Delegationsmitglieder
gaben weiterhin an, Verletzte mit Schussverletzungen gesehen zu haben. Über
die Anzahl von Verletzten gibt es nur unbestätigte Angaben der MEK selbst,
wonach 485 Personen verletzt worden seien, davon 42 schwer.

Die VN-Vertreter bestätigten am 11. September 2009 gegenüber der Deutschen
Botschaft Bagdad, dass bei der Erstürmung des Lagers Ashraf 36 Bewohner in-
haftiert wurden, die sich weiterhin in Polizeigewahrsam befänden.

4. Wie beurteilt die Bundesregierung den völkerrechtlichen Status der Ein-
wohner von Camp Ashraf?

Die Bewohner des Lagers Ashraf genießen völkerrechtlichen Schutz nach dem
Internationalen Pakt über Bürgerliche und Politische Rechte der Vereinten Na-
tionen, den der Irak ratifiziert hat. Dieser Pakt sieht die Achtung der Menschen-
rechte für alle Personen vor, die sich auf dem Gebiet des Irak befinden und ira-
kischer Herrschaftsgewalt unterstehen. Dazu zählt beispielsweise das Verbot,
eine Person in ein Land abzuschieben, in dem dieser Folter, erniedrigende Be-
handlung oder Strafe drohen.

Irak ist nicht Vertragspartei der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) und
unterliegt daher auch nicht den darin aufgeführten Pflichten. Nach Angaben des
Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge
(UNHCR) hat in den letzten Jahren kein Bewohner des Lagers Ashraf beim
UNHCR die Feststellung der Flüchtlingseigenschaft beantragt. UNHCR setze
sich jedoch aus humanitären Gründen für den Schutz der Gruppe ein und inter-
veniere bei den irakischen Behörden.

Die Bewohner des Lagers Ashraf haben nicht den Status geschützter Zivil-
personen nach dem IV. Genfer Rotkreuzabkommen, denn das Lager ist kein be-
setztes Gebiet im Sinne dieses Abkommens.

Es steht den Einwohnern des Lagers frei, individuell Asyl zu beantragen.
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5. Welche Kenntnisse hat sie über einen fortgesetzten Schutz des Lagers
„Camp Ashraf“ durch US-Sicherheitskräfte oder irakische Sicherheits-
kräfte, und wie hoch schätzt die Bundesregierung die Gefahr einer akuten
Bedrohung der Bewohner ein?

Mit Inkrafttreten des „Agreement between the USA and the Republic of Iraq on
the withdrawal of US Forces from Iraq and the organization of their acitivities
during their temporary presence in Iraq“ zum 1. Januar 2009 und dem fakti-
schen Rückzug der US-amerikanischen Truppen ist auch die Kontrolle über das
Lager Ashraf an den Irak übertragen worden. US-Außenministerin Hillary
Clinton erklärte am 29. Juli 2009, die USA blieben in der Frage „Camp Ashraf“
engagiert, aber eine Lösung liege nun in den Händen der irakischen Regierung.

Irakische Regierungsvertreter haben mehrfach bekräftigt, das Lager Ashraf in
absehbarer Zeit auflösen zu wollen und dessen Insassen innerhalb des Irak um-
zusiedeln oder sie nach Wunsch in ein Drittland zu befördern. Über das kon-
krete Vorgehen und einen konkreten Zeitpunkt liegen der Bundesregierung
keine Erkenntnisse vor.

Gleichzeitig versicherten irakische Regierungsvertreter, sie wollten den Schutz
der Bewohner des Lagers Ashraf sicherstellen, da Übergriffe von Gruppen, die
Racheakte verüben wollten, nicht auszuschließen seien.

6. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über eine finanzielle, logis-
tische oder personelle Unterstützung für die MEK in Irak seitens der USA
oder anderer Regierungen, um sie als oppositionelle Kraft gegen die ira-
nische Regierung zu unterstützen?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.

7. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die anhaltende Bewaff-
nung von MEK-Einheiten?

US-Angaben zufolge wurde die MEK im Rahmen der US-geführten Invasion
2003 entwaffnet. Nach VN-Angaben haben irakische Sicherheitskräfte im
April 2009 das Lager auf Waffen und Sprengstoffe durchsucht und seien nicht
fündig geworden.

8. Wie bewertet die Bundesregierung die Möglichkeit einer Rückkehr von
MEK-Mitgliedern nach Iran bzw. die Möglichkeit eines dauerhaften Ver-
bleibs in Irak?

Insgesamt sind nach Auskunft des IKRK seit 2003 etwa 260 MEK-Mitglieder
freiwillig wieder nach Iran zurückgekehrt. Es liegen bisher weder Erkenntnisse
über Abschiebungen gegen den Willen von Betroffenen noch Hinweise auf
Misshandlung der Zurückgekehrten in Iran vor.

Nach Kenntnis der Bundesregierung lehnt die irakische Regierung einen dauer-
haften Verbleib von MEK-Mitgliedern in Irak ab, hat zugleich aber zugesichert,
dass sie niemanden gegen seinen Willen abschieben werde.
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9. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Verfolgung von ak-
tuellen oder ehemaligen MEK-Mitgliedern in Iran und anderen Staaten?

Der Bundesregierung liegen keine Hinweise vor, dass aktuelle oder ehemalige
MEK-Mitglieder in Iran oder anderen Staaten gezielt verfolgt werden. Die ira-
nische Regierung betrachtet lediglich 54 der MEK-Mitglieder aus Ashraf als
gesuchte Straftäter. Diese müssen in Iran mit Strafverfolgung rechnen.

Über den Umgang mit anderen MEK-Mitgliedern, die Interesse an einer Rück-
kehr in den Iran haben, hat die Iranische Regierung sich nicht geäußert.

10. Wie bewertet die Bundesregierung die MEK und ihre Unter-/Tarnorgani-
sationen in Hinblick auf Menschenrechte und Demokratie innerhalb der
Organisation, und welche Kenntnisse hat sie über Menschenrechtsverlet-
zungen seitens MEK-Mitgliedern in Camp Ashraf?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Hinblick auf die Achtung
der Menschenrechte innerhalb der MEK sowie ihrer Unter- und Tarnorganisa-
tionen vor.

Das Organisationsgebaren insgesamt ist allerdings von einer extremen, perso-
nenkultartigen Ausrichtung auf Massoud und Maryam Radjavi geprägt. Dieser
Personenkult rechtfertigt erhebliche Zweifel daran, dass der innerorganisato-
rische Aufbau und die Entscheidungsprozesse den Grundregeln der demokrati-
schen Willensbildung genügen.

Zu Menschenrechtsverletzungen seitens MEK-Mitgliedern im Lager Ashraf
liegen der Bundesregierung keine eigenen Erkenntnisse vor.

11. Auf welche Weise hat die Bundesregierung bisher eine Lösung für Camp
Ashraf mit den Vereinigten Staaten, mit der irakischen oder iranischen
Regierung oder anderen Regierungen thematisiert oder konkrete eigene
Beiträge zu einer Lösung angeboten?

Der Beauftragte der Bundesregierung für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe im Auswärtigen Amt, Günter Nooke, hat am 5. August 2009 erklärt: „Die
Berichte, die wir aus dem irakischen Lager Ashraf erhalten, sehe ich mit Sorge.
Ich rufe alle Beteiligten auf, zur Besserung der humanitären Situation im Lager
beizutragen.“ Der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in Bagdad hat
die Problematik um das Lager Ashraf am 4. August 2009 gegenüber dem iraki-
schen Premierminister Nuri Al-Maliki angesprochen. Der Geschäftsträger der
Deutschen Botschaft Bagdad sprach das Problem gegenüber der irakischen
Menschenrechtsministerin Wijdan Salim erneut am 2. September 2009 an; Ver-
treter des Auswärtigen Amts hatten die Angelegenheit bereits am 21. August
2009 gegenüber dem irakischen Botschafter in Berlin thematisiert.

In allen Gesprächen wurde die Einhaltung der Menschenrechte eingefordert.
Die Deutsche Botschaft Bagdad steht darüber hinaus in engem Kontakt mit den
EU-Partnern, den VN-Organisationen und der US-Botschaft vor Ort, um Infor-
mationen über die Lage auszutauschen.
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